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Anderungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs
Buch 1 — Allgemeiner Teil

Abschnitt 5 — Verjahrung

Titel 3 — Rechtsfolgen der Verjahrung [Auszug]

§ 218 Unwirksamkeit des Riicktritts

(1) 'Der Riicktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemal erbrachter Leistung ist unwirksam, wenn der
Anspruch auf die Leistung oder der Nacherflllungsanspruch verjahrt ist und der Schuldner sich hie-
rauf beruft. *Dies gilt auch, wenn der Schuldner nach § 275 Absatz 1 bis 3, § 439 Absatz 4 oder § 635
Absatz 3 nicht zu leisten braucht und der Anspruch auf die Leistung oder der Nacherfullungsanspruch
verjahrt ware. 3§ 216 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberihrt.

(2) § 214 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

Buch 2 — Recht der Schuldverhiltnisse

Abschnitt 2 - Gestaltung rechtsgeschéftlicher Schuldverhiltnisse durch Allgemeine Ge-
schiftsbedingungen [Auszug]

§ 309 Klauselverbote ohne Wertungsméglichkeit

Auch soweit eine Abweichung von den gesetzlichen Vorschriften zuldssig ist, ist in Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen unwirksam
[...]
8. (Sonstige Haftungsausschlisse bei Pflichtverletzung)
[...]
b) (Méangel)
eine Bestimmung, durch die bei Vertragen Uber Lieferungen neu hergestellter Sachen
und Uber Werkleistungen
[...]
cc) (Aufwendungen bei Nacherflllung)
die Verpflichtung des Verwenders ausgeschlossen oder beschrankt wird, die
zum Zweck der Nacherfillung erforderlichen Aufwendungen nach § 439 Ab-
satz 2 und 3 oder § 635 Absatz 2 zu tragen oder zu ersetzen;
[...]
15. (Abschlagszahlungen und Sicherheitsleistung)
eine Bestimmung, nach der der Verwender bei einem Werkvertrag
a) fur Teilleistungen Abschlagszahlungen vom anderen Vertragsteil verlangen kann, die
wesentlich hdher sind als die nach § 632a Absatz 1 und 650m Absatz 1 zu leistenden
Abschlagszahlungen, oder
b) die Sicherheitsleistung nach § 650m Absatz 2 nicht oder nur in geringerer Hohe leis-
ten muss.
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Abschnitt 3 — Schuldverhiltnisse aus Vertragen
Titel 1 — Begriindung, Inhalt und Beendigung
Untertitel 2 — Grundsétze bei Verbrauchervertragen und besondere Vertriebsformen

Kapitel 1 — Anwendungsbereich und Grundsatze bei Verbrauchervertragen [Auszug]

§ 312 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels sind nur auf Verbrauchervertrage im Sinne
des § 310 Absatz 3 anzuwenden, die eine entgeltliche Leistung des Unternehmers zum Gegenstand
haben.

(2) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels ist nur § 312a Absatz 1, 3, 4 und 6 auf
folgende Vertradge anzuwenden:
1. notariell beurkundete Vertrage

a) Uber Finanzdienstleistungen, die aul3erhalb von Geschaftsrdumen geschlossen wer-
den,

b) die keine Vertrage Uber Finanzdienstleistungen sind; flr Vertrage, fur die das Gesetz
die notarielle Beurkundung des Vertrags oder einer Vertragserklarung nicht vor-
schreibt, gilt dies nur, wenn der Notar dartber belehrt, dass die Informationspflichten
nach § 312d Absatz 1 und das Widerrufsrecht nach § 312g Absatz 1 entfallen,

2. \Vertrage Uber die Begriindung, den Erwerb oder die Ubertragung von Eigentum oder anderen
Rechten an Grundstucken,
3.

henden—@ebauden—Verbraucherbauvertrage nach § 650i Absatz 1

[.]

Titel 5 — Riicktritt; Widerrufsrecht bei Verbrauchervertragen

Untertitel 2 — Widerrufsrecht bei Verbrauchervertriagen [Auszug]

§ 356e Widerrufsrecht bei Verbraucherbauvertragen

'Bei einem Verbraucherbauvertrag (§ 650i Absatz 1) beginnt die Widerrufsfrist nicht, bevor der Unter-
nehmer den Verbraucher gemaf Artikel 249 § 3 des Einfihrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetz-
buche tiber sein Widerrufsrecht belehrt hat. 2Das Widerrufsrecht erlischt spatestens zwdlf Monate und
14 Tage nach dem in § 355 Absatz 2 Satz 2 genannten Zeitpunkt.

§ 357d Rechtsfolgen des Widerrufs bei Verbraucherbauvertragen
'Ist die Ruckgewahr der bis zum Widerruf erbrachten Leistung ihrer Natur nach ausgeschlossen,
schuldet der Verbraucher dem Unternehmer Wertersatz. “Bei der Berechnung des Wertersatzes ist

die vereinbarte Vergitung zugrunde zu legen. %|st die vereinbarte Vergltung unverhaltnismafig hoch,
ist der Wertersatz auf der Grundlage des Marktwertes der erbrachten Leistung zu berechnen.
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Abschnitt 8 — Einzelne Schuldverhéltnisse
Titel 1 — Kauf, Tausch

Untertitel 1 — Allgemeine Vorschriften [Auszug]

§ 439 Nacherfiillung

(1) Der Kaufer kann als Nacherflllung nach seiner Wahl die Beseitigung des Mangels oder die Liefe-
rung einer mangelfreien Sache verlangen.

(2) Der Verkaufer hat die zum Zwecke der Nacherflllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen.

(3) 'Hat der Kaufer die mangelhafte Sache gemal ihrer Art und ihrem Verwendungszweck in eine
andere Sache eingebaut oder an eine andere Sache angebracht, ist der Verkaufer im Rahmen der
Nacherfillung verpflichtet, dem Kaufer die erforderlichen Aufwendungen fiir das Entfernen der man-
gelhaften und den Einbau oder das Anbringen der nachgebesserten oder gelieferten mangelfreien
Sache zu ersetzen. 2§ 442 Absatz 1 ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass fur die Kenntnis des Kau-
fers an die Stelle des Vertragsschlusses der Einbau oder das Anbringen der mangelhaften Sache
durch den Kaufer tritt.

(4) 'Der Verkaufer kann die vom Kaufer gewahlte Art der Nacherfiillung unbeschadet des § 275 Abs. 2
und 3 verweigern, wenn sie nur mit unverhaltnismaRigen Kosten moglich ist. >Dabei sind insbesonde-
re der Wert der Sache in mangelfreiem Zustand, die Bedeutung des Mangels und die Frage zu be-
ricksichtigen, ob auf die andere Art der Nacherfullung ohne erhebliche Nachteile fir den Kaufer zu-
rickgegriffen werden kénnte. ®Der Anspruch des Kaufers beschrankt sich in diesem Fall auf die ande-
re Art der Nacherflllung; das Recht des Verkaufers, auch diese unter den Voraussetzungen des Sat-
zes 1 zu verweigern, bleibt unberthrt.

(5) Liefert der Verkaufer zum Zwecke der Nacherfillung eine mangelfreie Sache, so kann er vom Kau-
fer Rickgewahr der mangelhaften Sache nach MalRgabe der §§ 346 bis 348 verlangen.

§ 440 Besondere Bestimmungen fiir Riicktritt und Schadensersatz

'AuRer in den Fallen des § 281 Abs. 2 und des § 323 Abs. 2 bedarf es der Fristsetzung auch dann
nicht, wenn der Verkaufer beide Arten der Nacherfullung gemaf § 439 Abs. 4 verweigert oder wenn
die dem Kaufer zustehende Art der Nacherfiillung fehlgeschlagen oder ihm unzumutbar ist. “Eine
Nachbesserung gilt nach dem erfolglosen zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht insbe-
sondere aus der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen Umstanden etwas anderes
ergibt.

§ 445a Ruckgriff des Verkaufers

(1) Der Verkaufer kann beim Verkauf einer neu hergestellten Sache von dem Verkaufer, der ihm die
Sache verkauft hatte (Lieferant), Ersatz der Aufwendungen verlangen, die er im Verhaltnis zum Kaufer
nach § 439 Absatz 2 und 3 sowie § 475 Absatz 4 und 6 zu tragen hatte, wenn der vom Kaufer geltend

gemachte Mangel bereits beim Ubergang der Gefahr auf den Verkéufer vorhanden war.

(2) Fur die in § 437 bezeichneten Rechte des Verkaufers gegen seinen Lieferanten bedarf es wegen
des vom Kaufer geltend gemachten Mangels der sonst erforderlichen Fristsetzung nicht, wenn der
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Verkaufer die verkaufte neu hergestellte Sache als Folge ihrer Mangelhaftigkeit zuriicknehmen muss-
te oder der Kaufer den Kaufpreis gemindert hat.

(3) Die Absatze 1 und 2 finden auf die Anspriche des Lieferanten und der tbrigen Kaufer in der Lie-
ferkette gegen die jeweiligen Verkaufer entsprechende Anwendung, wenn die Schuldner Unternehmer
sind.

(4) § 377 des Handelsgesetzbuchs bleibt unberihrt.

§ 445b Verjahrung von Rickgriffsanspriichen

(1) Die in § 445a Absatz 1 bestimmten Aufwendungsersatzanspriche verjahren in zwei Jahren ab
Ablieferung der Sache.

(2) 'Die Verjahrung der in den §§ 437 und 445a Absatz 1 bestimmten Anspriiche des Verkaufers ge-
gen seinen Lieferanten wegen des Mangels einer verkauften neu hergestellten Sache tritt frihestens
zwei Monate nach dem Zeitpunkt ein, in dem der Verkaufer die Anspriche des Kaufers erflllt hat.
Diese Ablaufhemmung endet spatestens fiinf Jahre nach dem Zeitpunkt, in dem der Lieferant die
Sache dem Verkaufer abgeliefert hat.

(3) Die Absatze 1 und 2 finden auf die Anspriche des Lieferanten und der tbrigen Kaufer in der Lie-
ferkette gegen die jeweiligen Verkaufer entsprechende Anwendung, wenn die Schuldner Unternehmer
sind.

Untertitel 3 — Verbrauchsgiiterkauf

§ 474 Begriff des Verbrauchsgiiterkaufs; anwendbare Vorschriften

(1) "Verbrauchsgiiterkaufe sind Vertrage, durch die ein Verbraucher von einem Unternehmer eine
bewegliche Sache kauft. 2Um einen Verbrauchsguterkauf handelt es sich auch bei einem Vertrag, der
neben dem Verkauf einer beweglichen Sache die Erbringung einer Dienstleistung durch den Unter-
nehmer zum Gegenstand hat.

(2) 'Fur den Verbrauchsgiiterkauf gelten erganzend die folgenden Vorschriften dieses Untertitels.
*Dies gilt nicht fur gebrauchte Sachen, die in einer 6ffentlich zuganglichen Versteigerung verkauft
werden, an der der Verbraucher personlich teilnehmen kann.
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§ 475 Anwendbare Vorschriften

(1) "Ist eine Zeit fiir die nach § 433 zu erbringenden Leistungen weder bestimmt noch aus den Um-
stdnden zu entnehmen, so kann der Glaubiger diese Leistungen abweichend von § 271 Absatz 1 nur
unverziiglich verlangen. Der Unternehmer muss die Sache in diesem Fall spatestens 30 Tage nach
Vertragsschluss Ubergeben. *Die Vertragsparteien kdnnen die Leistungen sofort bewirken.

(2) § 447 Absatz 1 gilt mit der MalRgabe, dass die Gefahr des zufélligen Untergangs und der zufalligen
Verschlechterung nur dann auf den Kaufer tbergeht, wenn der Kaufer den Spediteur, den Frachtfih-
rer oder die sonst zur Ausfihrung der Versendung bestimmte Person oder Anstalt mit der Ausfihrung
beauftragt hat und der Unternehmer dem Kaufer diese Person oder Anstalt nicht zuvor benannt hat.

(3) § 439 Absatz 5 ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass Nutzungen nicht herauszugeben oder
durch ihren Wert zu ersetzen sind. Die §§ 445 und 447 Absatz 2 sind nicht anzuwenden.

(4) 'Ist die eine Art der Nacherflullung nach § 275 Absatz 1 ausgeschlossen oder kann der Unterneh-
mer diese nach § 275 Absatz 2 oder 3 oder § 439 Absatz 4 Satz 1 verweigern, kann er die andere Art
der Nacherflllung nicht wegen UnverhaltnismaRigkeit der Kosten nach § 439 Absatz 4 Satz 1 verwei-
gern. %|st die andere Art der Nacherflillung wegen der Héhe der Aufwendungen nach § 439 Absatz 2
oder Absatz 3 Satz 1 unverhaltnismaRig, kann der Unternehmer den Aufwendungsersatz auf einen
angemessenen Betrag beschranken. *Bei der Bemessung dieses Betrages sind insbesondere der
Wert der Sache in mangelfreiem Zustand und die Bedeutung des Mangels zu berlcksichtigen.

(5) § 440 Satz 1 ist auch in den Fallen anzuwenden, in denen der Verkaufer die Nacherfullung gemaf
Absatz 4 Satz 2 beschrankt.

(6) Der Verbraucher kann von dem Unternehmer fur Aufwendungen, die ihm im Rahmen der Nacher-
fullung gemaR § 439 Absatz 2 und 3 entstehen und die vom Unternehmer zu tragen sind, Vorschuss
verlangen.

§ 476 Abweichende Vereinbarungen

(1) 'Auf eine vor Mitteilung eines Mangels an den Unternehmer getroffene Vereinbarung, die zum
Nachteil des Verbrauchers von den §§ 433 bis 435, 437, 439 bis 443 sowie von den Vorschriften die-
ses Untertitels abweicht, kann der Unternehmer sich nicht berufen. *Die in Satz 1 bezeichneten Vor-
schriften finden auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden.

(2) Die Verjahrung der in § 437 bezeichneten Anspriiche kann vor Mitteilung eines Mangels an den
Unternehmer nicht durch Rechtsgeschéft erleichtert werden, wenn die Vereinbarung zu einer Verjah-
rungsfrist ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn von weniger als zwei Jahren, bei gebrauchten Sa-
chen von weniger als einem Jahr flhrt.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten unbeschadet der §§ 307 bis 309 nicht fir den Ausschluss oder die
Beschrankung des Anspruchs auf Schadensersatz.
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§ 477 Beweislastumkehr [entspricht § 476 a.F.]

Zeigt sich innerhalb von sechs Monaten seit Gefahriibergang ein Sachmangel, so wird vermutet, dass
die Sache bereits bei Gefahriibergang mangelhaft war, es sei denn, diese Vermutung ist mit der Art
der Sache oder des Mangels unvereinbar.

§ 478 Sonderbestimmungen fiir den Ruckgriff des Unternehmers

set-zung—meht—lst der Ietzte Vertrag in der Lleferkette ein Verbrauchsguterkauf (8 474) flndet § 477 in
den Fallen des § 445a Absatz 1 und 2 mit der MaRgabe Anwendung, dass die Frist mit dem Ubergang
der Gefahr auf den Verbraucher beginnt.

(2) 'Auf eine vor Mitteilung eines Mangels an den L|eferanten getroffene Verelnbarung, d|e zum Nach-
teil des Unternehmers i
von-§-479 von Absatz 1 sowie von den §§ 433 bIS 435 437 439 bIS 443 445a Absatz 1 und 2 sowie
von § 445b abweicht, kann sich der Lieferant nicht berufen, wenn dem Ruckgriffsgldubiger kein
gleichwertiger Ausgleich eingerdumt wird. “Satz 1 gilt unbeschadet des § 307 nicht fiir den Ausschluss
oder die Beschrankung des Anspruchs auf Schadensersatz. *Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften
finden auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden.

(3) Die Absatze 1 und 2 finden auf die Anspriche des Lieferanten und der tbrigen Kaufer in der Lie-
ferkette gegen die jeweiligen Verkaufer entsprechende Anwendung, wenn die Schuldner Unternehmer
sind.

6).§ 377 des Handel huche bloibt unborihet
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§ 479 Sonderbestimmungen fiir Garantien [entspricht § 477 a.F.]

(1) "Eine Garantieerklarung (§ 443) muss einfach und verstindlich abgefasst sein. “Sie muss enthal-
ten:
1. den Hinweis auf die gesetzlichen Rechte des Verbrauchers sowie darauf, dass sie durch die
Garantie nicht eingeschrankt werden, und
2. den Inhalt der Garantie und alle wesentlichen Angaben, die fir die Geltendmachung der Ga-
rantie erforderlich sind, insbesondere die Dauer und den rdumlichen Geltungsbereich des Ga-
rantieschutzes sowie Namen und Anschrift des Garantiegebers.

(2) Der Verbraucher kann verlangen, dass ihm die Garantieerklarung in Textform mitgeteilt wird.
(3) Die Wirksamkeit der Garantieverpflichtung wird nicht dadurch berthrt, dass eine der vorstehenden

Anforderungen nicht erfullt wird.

Titel 9 — Werkvertrag und &hnliche Vertrage
Untertitel 1 — Werkvertrag

Kapitel 1 — Allgemeine Vorschriften

§ 631 Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag

(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung des versprochenen Werkes, der
Besteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergltung verpflichtet.

(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder Veranderung einer Sache als
auch ein anderer durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizufihrender Erfolg sein.

§ 632 Vergiitung

(1) Eine Vergutung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Herstellung des Werkes den Umstan-
den nach nur gegen eine Vergutung zu erwarten ist.

© Kapellmann und Partner Rechtsanwalte mbB 2017 Seite 7/ 24



Kapellmann
Rechtsanwilte

(2) Ist die Hohe der Vergutung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe die taxmalRige
Vergutung, in Ermangelung einer Taxe die Ubliche Vergltung als vereinbart anzusehen.

(3) Ein Kostenanschlag ist im Zweifel nicht zu verguten.

§ 632a Abschlagszahlungen

Unternehmer kann von dem Besteller eine Abschlagszahlung in Hohe des Wertes der von ihm er-
brachten und nach dem Vertrag geschuldeten Leistungen verlangen. “Sind die erbrachten Leistungen
nicht vertragsgemaf, kann der Besteller die Zahlung eines angemessen Teils des Abschlags verwei-
9ern. *Die Beweislast fir die vertragsgemale Leistung verbleibt bis zur Abnahme beim Unternehmer.
§ 641 Abs. 3 gilt entsprechend. °Die Leistungen sind durch eine Aufstellung nachzuweisen, die eine
rasche und sichere Beurteilung der Leistungen ermdglichen muss. ®Die Satze 1 bis 5 gelten auch fur
erforderliche Stoffe oder Bauteile, die angeliefert oder eigens angefertigt und bereitgestellt sind, wenn
dem Besteller nach seiner Wahl Eigentum an den Stoffen oder Bauteilen Ubertragen oder entspre-
chende Sicherheit hierfur geleistet wird.

(2) Die Sicherheit nach Absatz 1 Satz 6 kann durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungsver-
sprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschéftsbetrieb befugten Kreditinstituts
oder Kreditversicherers geleistet werden.

§ 633 Sach- und Rechtsmangel
(1) Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und Rechtsmangeln zu verschaffen.

(2) "'Das Werk ist frei von Sachméangeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat. *Soweit die Be-
schaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachméangelin,
1. wenn es sich fir die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst
2. fur die gewohnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei Werken der
gleichen Art Ublich ist und die der Besteller nach der Art des Werkes erwarten kann.
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’Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das bestellte Werk oder
das Werk in zu geringer Menge herstellt.

(3) Das Werk ist frei von Rechtsmangeln, wenn Dritte in Bezug auf das Werk keine oder nur die im
Vertrag Ubernommenen Rechte gegen den Besteller geltend machen kénnen.

§ 634 Rechte des Bestellers bei Mangeln

Ist das Werk mangelhaft, kann der Besteller, wenn die Voraussetzungen der folgenden Vorschriften
vorliegen und soweit nicht ein anderes bestimmt ist,
1. nach § 635 Nacherflllung verlangen,
2. nach § 637 den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen ver-
langen,
3. nach den §§ 636, 323 und 326 Abs. 5 von dem Vertrag zurlcktreten oder nach § 638 die Ver-
gutung mindern und
4. nach den §§ 636, 280, 281, 283 und 311a Schadensersatz oder nach § 284 Ersatz vergebli-
cher Aufwendungen verlangen.

§ 634a Verjahrung der Méangelanspriiche

(1) Die in § 634 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Anspriiche verjahren
1. vorbehaltlich der Nummer 2 in zwei Jahren bei einem Werk, dessen Erfolg in der Herstel-
lung, Wartung oder Veranderung einer Sache oder in der Erbringung von Planungs- oder
Uberwachungsleistungen hierfiir besteht,
2. in funf Jahren bei einem Bauwerk und einem Werk, dessen Erfolg in der Erbringung von
Planungs- oder Uberwachungsleistungen hierfiir besteht, und
3. im Ubrigen in der regelméaRigen Verjahrungsfrist.

(2) Die Verjahrung beginnt in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit der Abnahme.

(3) 'Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 verjahren die Anspriche in der regelmaRigen
Verjahrungsfrist, wenn der Unternehmer den Mangel arglistig verschwiegen hat. °lm Fall des Absatzes
1 Nr. 2 tritt die Verjahrung jedoch nicht vor Ablauf der dort bestimmten Frist ein.

(4) 'Fir das in § 634 bezeichnete Rucktrittsrecht gilt § 218. Der Besteller kann trotz einer Unwirk-
samkeit des Rucktritts nach § 218 Abs. 1 die Zahlung der Verglitung insoweit verweigern, als er auf
Grund des Rucktritts dazu berechtigt sein wirde. *Macht er von diesem Recht Gebrauch, kann der
Unternehmer vom Vertrag zurtcktreten.

(5) Auf das in § 634 bezeichnete Minderungsrecht finden § 218 und Absatz 4 Satz 2 entsprechende
Anwendung.
§ 635 Nacherfiillung

(1) Verlangt der Besteller Nacherfillung, so kann der Unternehmer nach seiner Wahl den Mangel
beseitigen oder ein neues Werk herstellen.

(2) Der Unternehmer hat die zum Zwecke der Nacherfullung erforderlichen Aufwendungen, insbeson-
dere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen.
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(3) Der Unternehmer kann die Nacherfiillung unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 verweigern, wenn
sie nur mit unverhaltnismafRigen Kosten mdglich ist.

(4) Stellt der Unternehmer ein neues Werk her, so kann er vom Besteller Riickgewahr des mangelhaf-
ten Werkes nach Maligabe der §§ 346 bis 348 verlangen.

§ 636 Besondere Bestimmungen fiir Riicktritt und Schadensersatz

Aufder in den Fallen der § 281 Abs. 2 und 323 Abs. 2 bedarf es der Fristsetzung auch dann nicht,
wenn der Unternehmer die Nacherfillung gemafl § 635 Abs. 3 verweigert oder wenn die Nacherfl-
lung fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist.

§ 637 Selbstvornahme

(1) Der Besteller kann wegen eines Mangels des Werkes nach erfolglosem Ablauf einer von ihm zur
Nacherflllung bestimmten angemessenen Frist den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforder-

lichen Aufwendungen verlangen, wenn nicht der Unternehmer die Nacherfullung zu Recht verweigert.

(2) § 323 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. Der Bestimmung einer Frist bedarf es auch dann
nicht, wenn die Nacherflllung fehlgeschlagen oder dem Besteller unzumutbar ist.

(3) Der Besteller kann von dem Unternehmer fir die zur Beseitigung des Mangels erforderlichen Auf-
wendungen Vorschuss verlangen.
§ 638 Minderung

(1) "Statt zuriickzutreten, kann der Besteller die Vergiitung durch Erklarung gegeniiber dem Unter-
nehmer mindern. “Der Ausschlussgrund des § 323 Abs. 5 Satz 2 findet keine Anwendung.

(2) Sind auf der Seite des Bestellers oder auf der Seite des Unternehmers mehrere beteiligt, so kann
die Minderung nur von allen oder gegen alle erklart werden.

(3) 'Bei der Minderung ist die Vergitung in dem Verhaltnis herabzusetzen, in welchem zur Zeit des
Vertragsschlusses der Wert des Werkes in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden
haben wiirde. “Die Minderung ist, soweit erforderlich, durch Schatzung zu ermitteln.

(4) 'Hat der Besteller mehr als die geminderte Vergitung gezahlt, so ist der Mehrbetrag vom Unter-
nehmer zu erstatten. 2§ 346 Abs. 1 und § 347 Abs. 1 finden entsprechende Anwendung.

§ 639 Haftungsausschluss

Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Bestellers wegen eines Mangels ausgeschlos-

sen oder beschrankt werden, kann sich der Unternehmer nicht berufen, soweit er den Mangel arglistig
verschwiegen oder eine Garantie fir die Beschaffenheit des Werkes Glbernommen hat.
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§ 640 Abnahme

(1) 'Der Besteller ist verpflichtet, das vertragsmanig hergestellte Werk abzunehmen, sofern nicht nach
der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen ist. “Wegen unwesentlicher Mangel

kann d|e Abnahme n|cht verwe|gert werden. Der—Abnahme—steht—es—gleqeh—wem—depBesteuepdas

(2) 'Als abgenommen gilt ein Werk auch, wenn der Unternehmer dem Besteller nach Fertigstellung
des Werks eine angemessene Frist zur Abnahme gesetzt hat und der Besteller die Abnahme nicht
innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines Mangels verweigert hat. %|st der Besteller ein
Verbraucher, so treten die Rechtsfolgen des Satzes 1 nur dann ein, wenn der Unternehmer den Be-
steller zusammen mit der Aufforderung zur Abnahme auf die Folgen einer nicht erklarten oder ohne
Angabe von Mangeln verweigerten Abnahme hingewiesen hat; der Hinweis muss in Textform erfol-
gen.

(3) Nimmt der Besteller ein mangelhaftes Werk gemal Absatz 1 Satz 1 ab, obschon er den Mangel
kennt, so stehen ihm die in § 634 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechte nur zu, wenn er sich seine Rechte
wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehalt.

§ 641 Filligkeit der Vergiitung

(1) 'Die Vergutung ist bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. %lst das Werk in Teilen abzuneh-
men und die Vergutung fur die einzelnen Teile bestimmt, so ist die Vergutung fir jeden Teil bei des-
sen Abnahme zu entrichten.

(2) 'Die Vergutung des Unternehmers fur ein Werk, dessen Herstellung der Besteller einem Dritten
versprochen hat, wird spatestens fallig,
1. soweit der Besteller von dem Dritten flr das versprochene Werk wegen dessen Herstellung
seine Vergltung oder Teile davon erhalten hat,
2. soweit das Werk des Bestellers von dem Dritten abgenommen worden ist oder als abgenom-
men gilt oder
3. wenn der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Auskunft Gber die
in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Umstande bestimmt hat.
®Hat der Besteller dem Dritten wegen mdoglicher Mangel des Werks Sicherheit geleistet, gilt Satz 1 nur,
wenn der Unternehmer dem Besteller entsprechende Sicherheit leistet.

(3) Kann der Besteller die Beseitigung eines Mangels verlangen, so kann er nach der Falligkeit die
Zahlung eines angemessenen Teils der Vergitung verweigern; angemessen ist in der Regel das
Doppelte der fur die Beseitigung des Mangels erforderlichen Kosten.

(4) Eine in Geld festgesetzte Verglitung hat der Besteller von der Abnahme des Werkes an zu verzin-
sen, sofern nicht die Vergltung gestundet ist.

§ 642 Mitwirkung des Bestellers

(1) Ist bei der Herstellung des Werkes eine Handlung des Bestellers erforderlich, so kann der Unter-

nehmer, wenn der Besteller durch das Unterlassen der Handlung in Verzug der Annahme kommt, eine
angemessene Entschadigung verlangen.
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(2) Die Hohe der Entschadigung bestimmt sich einerseits nach der Dauer des Verzugs und der Héhe
der vereinbarten Vergitung, andererseits nach demjenigen, was der Unternehmer infolge des Ver-
zugs an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwerben
kann.

§ 643 Kiindigung bei unterlassener Mitwirkung

'Der Unternehmer ist im Falle des § 642 berechtigt, dem Besteller zur Nachholung der Handlung eine
angemessene Frist mit der Erklarung zu bestimmen, dass er den Vertrag kiindige, wenn die Handlung
nicht bis zum Ablauf der Frist vorgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die
Nachholung bis zum Ablauf der Frist erfolgt.

§ 644 Gefahrtragung

(1) 'Der Unternehmer tragt die Gefahr bis zur Abnahme des Werkes. ’Kommt der Besteller in Verzug
der Annahme, so geht die Gefahr auf ihn Uber. *Fiir den zufalligen Untergang und eine zuféllige Ver-
schlechterung des von dem Besteller gelieferten Stoffes ist der Unternehmer nicht verantwortlich.

(2) Versendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Bestellers nach einem anderen Ort als
dem Erflllungsort, so finden die fir den Kauf geltenden Vorschriften des § 447 entsprechende An-
wendung.

§ 645 Verantwortlichkeit des Bestellers

(1) "Ist das Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dem Besteller gelieferten Stoffes
oder infolge einer von dem Besteller fur die Ausfiuhrung erteilten Anweisung untergegangen, ver-
schlechtert oder unausfuhrbar geworden, ohne dass ein Umstand mitgewirkt hat, den der Unterneh-
mer zu vertreten hat, so kann der Unternehmer einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der
Vergutung und Ersatz der in der Vergutung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. ’Das Gleiche gilt,
wenn der Vertrag in GemafRheit des § 643 aufgehoben wird.

(2) Eine weitergehende Haftung des Bestellers wegen Verschuldens bleibt unberihrt.

§ 646 Vollendung statt Abnahme

Ist nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen, so tritt in den Fallen des §
634a Abs. 2 und der §§ 641, 644 und 645 an die Stelle der Abnahme die Vollendung des Werkes.

§ 647 Unternehmerpfandrecht
Der Unternehmer hat fir seine Forderungen aus dem Vertrag ein Pfandrecht an den von ihm herge-

stellten oder ausgebesserten beweglichen Sachen des Bestellers, wenn sie bei der Herstellung oder
zum Zwecke der Ausbesserung in seinen Besitz gelangt sind.
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§ 647a Sicherungshypothek des Inhabers einer Schiffswerft [entspricht § 648 Absatz 2 a.F.]

'Der Inhaber einer Schiffswerft kann fiir seine Forderungen aus dem Bau oder der Ausbesserung
eines Schiffes die EinrAdumung einer Schiffshypothek an dem Schiffsbauwerk oder dem Schiff des
Bestellers verlangen. %|st das Werk noch nicht vollendet, so kann er die Einrdumung der Schiffshypo-
thek fur einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der Vergutung und fir die in der Vergltung
nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 3§ 647 findet keine Anwendung.

§ 648 Sicherungshypothek des-Bauunternehmers [jeizt § 650¢]

§ 648a Bauhandwerkersicherung [jetzt § 650f]

§ 648 Kiindigungsrecht des Bestellers [entspricht § 649 a.F.]

'Der Besteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag kiindigen. Kindigt der Be-
steller, so ist der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergltung zu verlangen; er muss sich je-
doch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen er-
spart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben bdswillig un-
terlasst. “Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 vom Hundert der auf den noch nicht
erbrachten Teil der Werkleistung entfallenden vereinbarten Vergltung zustehen.

§ 648a Kiindigung aus wichtigem Grund

(1) 'Beide Vertragsparteien kénnen den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist kiindigen. %Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kindigenden Teil unter Bericksichti-
gung aller Umstande des Einzelfalls und unter Abwagung der beiderseitigen Interessen die Fortset-
zung des Vertragsverhaltnisses bis zur Fertigstellung des Werks nicht zugemutet werden kann.

(2) Eine Teilkindigung ist moglich; sie muss sich auf einen abgrenzbaren Teil des geschuldeten
Werks beziehen.

(3) § 314 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) 'Nach der Kindigung kann jede Vertragspartei von der anderen verlangen, dass sie an einer ge-
meinsamen Feststellung des Leistungsstandes mitwirkt. 2Verweigert eine Vertragspartei die Mitwir-
kung oder bleibt sie einem vereinbarten oder einem von der anderen Vertragspartei innerhalb einer
angemessenen Frist bestimmten Termin zur Leistungsstandfeststellung fern, trifft sie die Beweislast
fur den Leistungsstand zum Zeitpunkt der Kindigung. *Dies gilt nicht, wenn die Vertragspartei infolge
eines Umstands fernbleibt, den sie nicht zu vertreten hat und den sie der anderen Vertragspartei un-
verzlglich mitgeteilt hat.

(5) Kundigt eine Vertragspartei aus wichtigem Grund, ist der Unternehmer nur berechtigt, die Vergu-
tung zu verlangen, die auf den bis zur Kiindigung erbrachten Teil des Werks entfallt.

(6) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kiindigung nicht ausgeschlossen.
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§ 649 Kostenanschlag [entspricht § 650 a.F.]

(1) Ist dem Vertrag ein Kostenanschlag zugrunde gelegt worden, ohne dass der Unternehmer die
Gewahr fur die Richtigkeit des Anschlags Ubernommen hat, und ergibt sich, dass das Werk nicht ohne
eine wesentliche Uberschreitung des Anschlags ausfiinrbar ist, so steht dem Unternehmer, wenn der
Besteller den Vertrag aus diesem Grund kindigt, nur der im § 645 Abs. 1 bestimmte Anspruch zu.

(2) Ist eine solche Uberschreitung des Anschlags zu erwarten, so hat der Unternehmer dem Besteller
unverzlglich Anzeige zu machen.

§ 650 Anwendung des Kaufrechts [entspricht § 651 a.F.]

'Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen zum
Gegenstand hat, finden die Vorschriften (iber den Kauf Anwendung. °§ 442 Abs. 1 Satz 1 findet bei
diesen Vertragen auch Anwendung, wenn der Mangel auf den vom Besteller gelieferten Stoff zurtick-
zufiihren ist. *Soweit es sich bei den herzustellenden oder zu erzeugenden beweglichen Sachen um
nicht vertretbare Sachen handelt, sind auch die §§ 642, 643, 645, 648 und 649 mit der MalRgabe an-
zuwenden, dass an die Stelle der Abnahme der nach den §§ 446 und 447 malgebliche Zeitpunkt tritt.

Kapitel 2 — Bauvertrag

§ 650a Bauvertrag

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag Uber die Herstellung, die Wiederherstellung, die Beseitigung oder
den Umbau eines Bauwerks, einer Auf3enanlage oder eines Teils davon. Fir den Bauvertrag gelten
erganzend die folgenden Vorschriften dieses Kapitels.

(2) Ein Vertrag Uber die Instandhaltung eines Bauwerks ist ein Bauvertrag, wenn das Werk fir die
Konstruktion, den Bestand oder den bestimmungsgemaflen Gebrauch von wesentlicher Bedeutung
ist.

§ 650b Anderung des Vertrags; Anordnungsrecht des Bestellers

(1) 1Begehrt der Besteller

1. eine Anderung des vereinbarten Werkerfolgs (§ 631 Absatz 2) oder

2. eine Anderung, die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs notwendig ist,
streben die Vertragsparteien Einvernehmen iiber die Anderung und die infolge der Anderung zu leis-
tende Mehr- oder Mindervergitung an. ’Der Unternehmer ist verpflichtet, ein Angebot Uber die Mehr-
oder Mindervergiitung zu erstellen, im Falle einer Anderung nach Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn
ihm die Ausfiinrung der Anderung zumutbar ist. *Macht der Unternehmer betriebsinterne Vorgénge fir
die Unzumutbarkeit einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 geltend, trifft ihn die Beweislast
hierfur. 4Trz'égt der Besteller die Verantwortung fir die Planung des Bauwerks oder der Auf3enanlage,
ist der Unternehmer nur dann zur Erstellung eines Angebots Uber die Mehr- oder Mindervergttung
verpflichtet, wenn der Besteller die fiir die Anderung erforderliche Planung vorgenommen und dem
Unternehmer zur Verfigung gestellt hat. 5Begehr’( der Besteller eine Anderung, fir die dem Unter-
nehmer nach § 650c Absatz 1 Satz 2 kein Anspruch auf Vergutung fur vermehrten Aufwand zusteht,
streben die Parteien nur Einvernehmen (iber die Anderung an; Satz 2 findet in diesem Fall keine An-
wendung.
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(2) 'Erzielen die Parteien binnen 30 Tagen nach Zugang des Anderungsbegehrens beim Unternehmer
keine Einigung nach Absatz 1, kann der Besteller die Anderung in Textform anordnen. Der Unter-
nehmer ist verpflichtet, der Anordnung des Bestellers nachzukommen, einer Anordnung nach Absatz
1 Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn ihm die Ausfihrung zumutbar ist. *Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.

§ 650c Vergiitungsanpassung bei Anordnungen nach § 650b Absatz 2

(1) 'Die Hohe des Vergutungsanspruchs fur den infolge einer Anordnung des Bestellers nach § 650b
Absatz 2 vermehrten oder verminderten Aufwand ist nach den tatsachlich erforderlichen Kosten mit
angemessenen Zuschlagen fir allgemeine Geschaftskosten, Wagnis und Gewinn zu ermitteln.
2Umfasst die Leistungspflicht des Unternehmers auch die Planung des Bauwerks oder der Aufienan-
lage, steht diesem im Fall des § 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 kein Anspruch auf Vergutung fur
vermehrten Aufwand zu.

(2) 'Der Unternehmer kann zur Berechnung der Vergltung fur den Nachtrag auf die Ansatze in einer
vereinbarungsgemaf hinterlegten Urkalkulation zuriickgreifen. 2Es wird vermutet, dass die auf Basis
der Urkalkulation fortgeschriebene Vergutung der Vergutung nach Absatz 1 entspricht.

(3) 'Bei der Berechnung von vereinbarten oder gemal § 632a geschuldeten Abschlagszahlungen
kann der Unternehmer 80 Prozent einer in einem Angebot nach § 650b Absatz 1 Satz 2 genannten
Mehrvergitung ansetzen, wenn sich die Parteien nicht Gber die Héhe geeinigt haben oder keine an-
derslautende gerichtliche Entscheidung ergeht. 2Wahlt der Unternehmer diesen Weg und ergeht keine
anderslautende gerichtliche Entscheidung, wird die nach den Absatzen 1 und 2 geschuldete Mehrver-
gltung erst nach der Abnahme des Werkes fallig. 3Zahlungen nach Satz 1, die die nach den Absatzen
1 und 2 geschuldete Mehrvergitung tbersteigen, sind dem Besteller zuriickzugewahren und ab ihrem
Eingang beim Unternehmer zu verzinsen. 4§ 288 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und § 289 Satz 1 gelten
entsprechend.

§ 650d Einstweilige Verfiigung

Zum Erlass einer einstweiligen Verfiigung in Streitigkeiten Uber das Anordnungsrecht gemaf § 650b
oder die Vergutungsanpassung gem. § 650c ist es nach Beginn der Bauausfihrung nicht erforderlich,
dass der Verfligungsgrund glaubhaft gemacht wird.

§ 650e Sicherungshypothek des Bauunternehmers [entspricht § 648 a.F.]

'Der Unternehmer kann fiir seine Forderungen aus dem Vertrag die EinrAumung einer Sicherungshy-
pothek an dem Baugrundstiick des Bestellers verlangen. ?Ist das Werk noch nicht vollendet, so kann
er die Einrdumung der Sicherungshypothek fir einen der geleisteten Arbeit entsprechenden Teil der
Vergutung und fur die in der Vergitung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen.

§ 650f Bauhandwerkersicherung [entspricht § 648a a.F.]
(1) "Der Unternehmer kann vom Besteller Sicherheit fiir die auch in Zusatzauftragen vereinbarte und
noch nicht gezahlte Vergutung einschlieRlich dazugehoériger Nebenforderungen, die mit 10 Prozent

des zu sichernden Vergiitungsanspruchs anzusetzen sind, verlangen. *Satz 1 gilt in demselben Um-
fang auch fur Anspriche, die an die Stelle der Vergltung treten. *Der Anspruch des Unternehmers auf
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Sicherheit wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Besteller Erfillung verlangen kann oder das
Werk abgenommen hat. 4Anspr(jche, mit denen der Besteller gegen den Anspruch des Unternehmers
auf Vergutung aufrechnen kann, bleiben bei der Berechnung der Vergutung unbertcksichtigt, es sei
denn, sie sind unstreitig oder rechtskraftig festgestellt. °Die Sicherheit ist auch dann als ausreichend
anzusehen, wenn sich der Sicherungsgeber das Recht vorbehalt, sein Versprechen im Falle einer
wesentlichen Verschlechterung der Vermégensverhaltnisse des Bestellers mit Wirkung fir Vergi-
tungsanspriche aus Bauleistungen zu widerrufen, die der Unternehmer bei Zugang der Widerrufser-
klarung noch nicht erbracht hat.

(2) 'Die Sicherheit kann auch durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungsversprechen eines im
Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschéaftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder Kreditversiche-
rers geleistet werden. ’Das Kreditinstitut oder der Kreditversicherer darf Zahlungen an den Unterneh-
mer nur leisten, soweit der Besteller den Vergutungsanspruch des Unternehmers anerkennt oder
durch vorlaufig vollstreckbares Urteil zur Zahlung der Vergitung verurteilt worden ist und die Voraus-
setzungen vorliegen, unter denen die Zwangsvollstreckung begonnen werden darf.

(3) 'Der Unternehmer hat dem Besteller die (iblichen Kosten der Sicherheitsleistung bis zu einem
Hochstsatz von 2 Prozent fiir das Jahr zu erstatten. “Dies gilt nicht, soweit eine Sicherheit wegen Ein-
wendungen des Bestellers gegen den Vergutungsanspruch des Unternehmers aufrechterhalten wer-
den muss und die Einwendungen sich als unbegriindet erweisen.

(4) Soweit der Unternehmer fir seinen Vergltungsanspruch eine Sicherheit nach Absatz 1 oder 2
erlangt hat, ist der Anspruch auf Einrdumung einer Sicherungshypothek nach § 650e ausgeschlossen.

(5) 'Hat der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung der Sicherheit
nach Absatz 1 bestimmt, so kann der Unternehmer die Leistung verweigern oder den Vertrag kindi-
gen. 2Kijlndigt er den Vertrag, ist der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergiitung zu verlangen;
er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrages an
Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder béswillig
zu erwerben unterldsst. *Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 Prozent der auf den
noch nicht erbrachten Teil der Werkleistung entfallenden vereinbarten Vergltung zustehen.

(6) 'Die Absatze 1 bis 5 finden keine Anwendung, wenn der Besteller
1. eine juristische Person des o6ffentlichen Rechts oder ein 6ffentlich-rechtliches Sonderverméo-
gen ist, Uber deren Vermdgen ein Insolvenzverfahren unzuléssig ist, oder,
2. Verbraucher ist und es sich um einen Verbraucherbauvertrag nach § 650i oder um einen Bau-
tragervertrag nach § 650u handelt.
’Satz 1 Nummer 2 gilt nicht bei Betreuung des Bauvorhabens durch einen zur Verfiigung (iber die
Finanzierungsmittel des Bestellers ermachtigten Baubetreuer.

(7) Eine von den Absatzen 1 bis 5 abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 650g Zustandsfeststellung bei Verweigerung der Abnahme, Schlussrechnung

(1) "Verweigert der Besteller die Abnahme unter Angabe von Mangeln, hat er auf Verlangen des Un-
ternehmers an einer gemeinsamen Feststellung des Zustands des Werks mitzuwirken. Die gemein-
same Zustandsfeststellung soll mit der Angabe des Tages der Anfertigung versehen werden und ist
von beiden Vertragsparteien zu unterschreiben.

(2) 'Bleibt der Besteller einem vereinbarten oder einem von dem Unternehmer innerhalb einer ange-
messenen Frist bestimmten Termin zur Zustandsfeststellung fern, so kann der Unternehmer die Zu-
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standsfeststellung auch einseitig vornehmen. *Dies gilt nicht, wenn der Besteller infolge eines Um-
stands fernbleibt, den er nicht zu vertreten hat und den er dem Unternehmer unverziglich mitgeteilt
hat. *Der Unternehmer hat die einseitige Zustandsfeststellung mit der Angabe des Tages der Anferti-
gung zu versehen und sie zu unterschreiben sowie dem Besteller eine Abschrift der einseitigen Zu-
standsfeststellung zur Verfugung zu stellen.

(3) 'Ist das Werk dem Besteller verschafft worden und ist in der Zustandsfeststellung nach Absatz 1
oder 2 ein offenkundiger Mangel nicht angegeben, wird vermutet, dass dieser nach der Zustandsfest-
stellung entstanden und vom Besteller zu vertreten ist. ’Die Vermutung gilt nicht, wenn der Mangel
nach seiner Art nicht vom Besteller verursacht worden sein kann.

(4) 'Die Vergutung ist zu entrichten, wenn

1. der Besteller das Werk abgenommen hat oder die Abnahme nach § 641 Absatz 2 entbehrlich

ist, und

2. der Unternehmer dem Besteller eine priffahige Schlussrechnung erteilt hat.
’Die Schlussrechnung ist prifféahig, wenn sie eine Ubersichtliche Aufstellung der erbrachten Leistun-
gen enthalt und fur den Besteller nachvollziehbar ist. *Sie gilt als pruffahig, wenn der Besteller nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Schlussrechnung begriindete Einwendungen gegen ihre
Pruffahigkeit erhoben hat.

§ 650h Schriftform der Kiindigung

Die Kiindigung des Bauvertrags bedarf der schriftlichen Form.

Kapitel 3 — Verbraucherbauvertrag

§ 650i Verbraucherbauvertrag

(1) Verbraucherbauvertrédge sind Vertrage, durch die der Unternehmer von einem Verbraucher zum
Bau eines neuen Gebaudes oder zu erheblichen Umbaumalnahmen an einem bestehenden Gebau-
de verpflichtet wird.

(2) Der Verbraucherbauvertrag bedarf der Textform.

(3) Fur Verbraucherbauvertrage gelten erganzend die folgenden Vorschriften dieses Kapitels.

§ 650j Baubeschreibung

Der Unternehmer hat den Verbraucher tber die sich aus Artikel 249 des Einfuhrungsgesetzes zum
Burgerlichen Gesetzbuche ergebenden Einzelheiten in der dort vorgesehenen Form zu unterrichten,
es sei denn, der Verbraucher oder ein von ihm Beauftragter macht die wesentlichen Planungsvorga-
ben.

§ 650k Inhalt des Vertrages
(1) Die Angaben der vorvertraglich zur Verfugung gestellten Baubeschreibung in Bezug auf die Bau-

ausfuhrung werden Inhalt des Vertrags, es sei denn, die Vertragsparteien haben ausdrtcklich etwas
anderes vereinbart.
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(2) 'Soweit die Baubeschreibung unvollstéandig oder unklar ist, ist der Vertrag unter Bericksichtigung
samtlicher vertragsbegleitender Umstande, insbesondere des Komfort- und Qualitatsstandards nach
der Uibrigen Leistungsbeschreibung, auszulegen. *Zweifel bei der Auslegung des Vertrages beziiglich
der vom Unternehmer geschuldeten Leistung gehen zu dessen Lasten.

(3) 'Der Bauvertrag muss verbindliche Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Werks oder,
wenn dieser Zeitpunkt zum Zeitpunkt des Abschlusses des Bauvertrags nicht angegeben werden
kann, zur Dauer der Bauausfihrung enthalten. ’Enthalt der Vertrag diese Angaben nicht, werden die
vorvertraglich in der Baubeschreibung tbermittelten Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des
Werks oder zur Dauer der Bauausfiihrung Inhalt des Vertrags.

§ 6501 Widerrufsrecht

Dem Verbraucher steht ein Widerrufsrecht gemaR § 355 zu, es sei denn, der Vertrag wurde notariell
beurkundet. Der Unternehmer ist verpflichtet, den Verbraucher nach MalRgabe des Artikels 249 § 3
des Einfuhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche Uber sein Widerrufsrecht zu belehren.

§ 650m Abschlagszahlungen; Absicherung des Vergiitungsanspruchs

(1) Verlangt der Unternehmer Abschlagszahlungen nach § 632a, darf der Gesamtbetrag der Ab-
schlagszahlungen 90 Prozent der vereinbarten Gesamtvergitung einschliellich der Vergitung fur
Nachtragsleistungen nach § 650c nicht Ubersteigen.

(2) 'Dem Verbraucher ist bei der ersten Abschlagszahlung eine Sicherheit fUr die rechtzeitige Herstel-
lung des Werks ohne wesentliche Mangel in Héhe von 5 Prozent der vereinbarten Gesamtvergitung
zu leisten. *Erhéht sich der Vergutungsanspruch infolge einer Anordnung des Verbrauchers nach den
§§ 650b und 650c oder infolge sonstiger Anderungen oder Erganzungen des Vertrags um mehr als 10
Prozent, ist dem Verbraucher bei der nachsten Abschlagszahlung eine weitere Sicherheit in Héhe von
5 Prozent des zusatzlichen Vergutungsanspruchs zu leisten. *Auf Verlangen des Unternehmers ist die
Sicherheitsleistung durch Einbehalt dergestalt zu erbringen, dass der Verbraucher die Abschlagszah-
lungen bis zu dem Gesamtbetrag der geschuldeten Sicherheit zurtickhalt.

(3) Sicherheiten nach Absatz 2 kénnen auch durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungsver-
sprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschéftsbetrieb befugten Kreditinstituts
oder Kreditversicherers geleitstet werden.

(4) 1Verlangt der Unternehmer Abschlagszahlungen nach § 632a, ist eine Vereinbarung unwirksam,
die den Verbraucher zu einer Sicherheitsleistung fir die vereinbarte Vergutung verpflichtet, die die
nachste Abschlagszahlung oder 20 Prozent der vereinbarten Vergiitung iibersteigt. “Gleiches gilt,
wenn die Parteien Abschlagszahlungen vereinbart haben.

§ 650n Erstellung und Herausgabe von Unterlagen

(1) 1Rechtzeitig vor Beginn der Ausflihrung einer geschuldeten Leistung hat der Unternehmer diejeni-
gen Planungsunterlagen zu erstellen und dem Verbraucher herauszugeben, die dieser benétigt, um
gegenlber Behdrden den Nachweis flhren zu kénnen, dass die Leistung unter Einhaltung der ein-
schlagigen offentlich-rechtlichen Vorschriften ausgefiihrt werden wird. ’Die Pflicht besteht nicht, soweit
der Verbraucher oder ein von ihm Beauftragter die wesentlichen Planungsvorgaben erstellt.
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(2) Spatestens mit der Fertigstellung des Werks hat der Unternehmer diejenigen Unterlagen zu erstel-
len und dem Verbraucher herauszugeben, die dieser benétigt, um gegenuber Behérden den Nach-
weis fuhren zu kénnen, dass die Leistung unter Einhaltung der einschlagigen 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften ausgeflihrt worden ist.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Dritter, etwa ein Darlehensgeber, Nachweise
fur die Einhaltung bestimmter Bedingungen verlangt und wenn der Unternehmer die berechtigte Er-
wartung des Verbrauchers geweckt hat, diese Bedingungen einzuhalten.

Kapitel 4 — Unabdingbarkeit

§ 6500 Abweichende Vereinbarungen

Von § 640 Absatz 2 Satz 2, den §§ 650i bis 6501 und 650n kann nicht zum Nachteil des Verbrauchers
abgewichen werden. Diese Vorschriften finden auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Ge-
staltungen umgangen werden.

Untertitel 2 — Architektenvertrag und Ingenieurvertrag

§ 650p Vertragstypische Pflichten aus Architekten- und Ingenieurvertragen

(1) Durch einen Architekten- oder Ingenieurvertrag wird der Unternehmer verpflichtet, die Leistungen
zu erbringen, die nach dem jeweiligen Stand der Planung und Ausfihrung des Bauwerks oder der
AuBenanlage erforderlich sind, um die zwischen den Parteien vereinbarten Planungs- und Uberwa-
chungsziele zu erreichen.

(2) 'Soweit wesentliche Planungs- und Uberwachungsziele noch nicht vereinbart sind, hat der Unter-
nehmer zunachst eine Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser Ziele zu erstellen. %Er legt dem Be-
steller die Planungsgrundlage zusammen mit einer Kosteneinschatzung fur das Vorhaben zur Zu-
stimmung vor.

§ 650g Anwendbare Vorschriften

(1) Far Architekten- und Ingenieurvertrdge gelten die Vorschriften des Kapitels 1 des Untertitels 1
sowie die §§ 650b, 650e bis 650h entsprechend, soweit sich aus diesem Untertitel nichts anderes
ergibt.

(2) 'Fir die Vergutungsanpassung im Fall von Anordnungen nach § 650b Absatz 2 gelten die Entgelt-
berechnungsregeln der Honorarordnung fir Architekten und Ingenieure in der jeweils geltenden Fas-
sung, soweit infolge der Anordnung zu erbringende oder entfallende Leistungen vom Anwendungsbe-
reich der Honorarordnung erfasst werden. IIm Ubrigen ist die Vergltungsanpassung fiir den vermehr-
ten oder verminderten Aufwand auf Grund der angeordneten Leistung frei vereinbar. *Soweit die Ver-
tragsparteien keine Vereinbarung treffen, gilt § 650c entsprechend.

§ 650r Sonderkiindigungsrecht

(1) 'Nach Vorlage von Unterlagen gemal § 650p Absatz 2 kann der Besteller den Vertag kundigen.
®Das Kiindigungsrecht erlischt zwei Wochen nach Vorlage der Unterlagen, bei einem Verbraucher
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jedoch nur dann, wenn der Unternehmer ihn bei der Vorlage der Unterlagen in Textform Uber das
Kindigungsrecht, die Frist, in der es ausgelbt werden kann, und die Rechtsfolgen der Kiindigung
unterrichtet hat.

(2) 'Der Unternehmer kann dem Besteller eine angemessene Frist fir die Zustimmung nach § 650p
Absatz 2 Satz 2 setzen. *Er kann den Vertrag kindigen, wenn der Besteller die Zustimmung verwei-
gert oder innerhalb der Frist nach Satz 1 keine Erklarung zu den Unterlagen abgibt.

(3) Wird der Vertrag nach Absatz 1 oder 2 geklndigt, ist der Unternehmer nur berechtigt, die Vergu-
tung zu verlangen, die auf die bis zur Kiindigung erbachten Leistungen entfallt.

§ 650s Teilabnahme

Der Unternehmer kann ab der Abnahme der letzten Leistung des bauausfihrenden Unternehmers
oder der bauausfiihrenden Unternehmer eine Teilabnahme der von ihm bis dahin erbrachten Leistun-
gen verlangen.

§ 650t Gesamtschuldnerische Haftung mit dem bauausfiihrenden Unternehmer

Nimmt der Besteller den Unternehmer wegen eines Uberwachungsfehlers in Anspruch, der zu einem
Mangel an dem Bauwerk oder an der Au3enanlage gefuhrt hat, kann der Unternehmer die Leistung
verweigern, wenn auch der ausfihrende Bauunternehmer fir den Mangel haftet und der Besteller
dem bauausfihrenden Unternehmer noch nicht erfolglos eine angemessene Frist zur Nacherfillung
bestimmt hat.

Untertitel 3 — Bautragervertrag

§ 650u Bautragervertrag; anwendbare Vorschriften

(1) "Ein Bautragervertrag ist ein Vertrag, der die Errichtung oder den Umbau eines Hauses oder eines
vergleichbaren Bauwerks zum Gegenstand hat und der zugleich die Verpflichtung des Unternehmers
enthalt, dem Besteller das Eigentum an dem Grundstlick zu tUbertragen oder ein Erbbaurecht zu be-
stellen oder zu Gibertragen. “Hinsichtlich der Errichtung oder des Umbaus finden die Vorschriften des
Untertitels 1 Anwendung, soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts anderes ergibt.
*Hinsichtlich des Anspruchs auf Ubertragung des Eigentums an dem Grundstiick oder auf Ubertra-
gung oder Bestellung des Erbbaurechts finden die Vorschriften Giber den Kauf Anwendung.

(2) Keine Anwendung finden die §§ 648, 648a, 650b bis 650e, 650k Absatz 1 sowie die §§ 650! und
650m Absatz 1.

§ 650v Abschlagszahlungen

Der Unternehmer kann vom dem Besteller Abschlagszahlungen nur verlangen, soweit sie gemafn

einer Verordnung auf Grund von Artikel 244 des Einfliihrungsgesetzes zum Birgerlichen Gesetzbuche
vereinbart sind.
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Anderungen des Einfilhrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetzbuche

Fiinfter Teil — Ubergangsvorschriften aus AnlaR jiingerer Anderungen des Biirgerlichen Ge-
setzbuchs und dieses Einfiihrungsgesetzes [Auszug]

Art 229 Weitere Uberleitungsvorschriften

§ [einsetzen: nachste bei der Verkiindung freie Zahlbezeichnung] Ubergangsvorschrift zum Gesetz
zur Reform des Bauvertragsrechts, zur Anderung der kaufrechtlichen Mangelhaftung, zur Stérkung
des zivilprozessualen Rechtsschutzes und zum maschinellen Siegel im Grundbuch und Schifffahrts-
register

Auf ein Schuldverhaltnis, das vor dem 1. Januar 2018 entstanden ist, finden die Vorschriften dieses
Gesetzes, des Burgerlichen Gesetzbuchs und der Verordnung Uber Abschlagszahlungen bei Bautra-
gervertragen in der bis zu diesem Tag geltenden Fassung Anwendung.

Siebter Teil — Durchfiilhrung des Biirgerlichen Gesetzbuchs, Verordnungserméachtigungen,
Lander6ffnungsklauseln, Informationspflichten [Auszug]

Art 244 Abschlagszahlungen beim Hausbau

Das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz wird erméachtigt, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates auch unter Abweichung von § 632a oder § 650m des Birgerlichen Gesetzbuchs zu re-
geln, welche Abschlagszahlungen bei Werkvertragen verlangt werden kdnnen, die die Errichtung oder
den Umbau eines Hauses oder eines vergleichbaren Bauwerks zum Gegenstand haben, insbesonde-
re wie viele Abschlage vereinbart werden kénnen, welche erbrachten Gewerke hierbei mit welchen
Prozentsatzen der Gesamtbausumme angesetzt werden kénnen, welcher Abschlag fir eine in dem
Vertrag enthaltene Verpflichtung zur Verschaffung des Eigentums angesetzt werden kann und welche
Sicherheit dem Besteller hierfir zu leisten ist.

Art. 249 Informationspflichten bei Verbraucherbauvertragen
§ 1 Informationspflichten bei Verbraucherbauvertragen

Der Unternehmer ist nach § 650j des Birgerlichen Gesetzbuches verpflichtet, dem Verbraucher recht-
zeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklarung eine Baubeschreibung in Textform zur Verfiigung zu
stellen.

§ 2 Inhalt der Baubeschreibung

(1) 'In der Baubeschreibung sind die wesentlichen Eigenschaften des angebotenen Werks in klarer
Weise darzustellen. 2Sie muss mindestens folgende Informationen enthalten:
1. allgemeine Beschreibung des herzustellenden Gebdudes oder der vorzunehmenden Umbau-
ten, gegebenenfalls Haustyp und Bauweise,
2. Art und Umfang der angebotenen Leistungen, gegebenenfalls der Planung und der Baulei-
tung, der Arbeiten am Grundstuick und der Baustelleneinrichtung sowie der Ausbaustufe,
3. Gebdudedaten, Plane mit Raum- und Flachenangaben sowie Ansichten, Grundrisse und
Schnitte,
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gegebenenfalls Angaben zum Energie-, zum Brandschutz- und zum Schallschutzstandard
sowie zur Bauphysik,

Angaben zur Beschreibung der Baukonstruktionen aller wesentlichen Gewerke,
gegebenenfalls Beschreibung des Innenausbaus,

gegebenenfalls Beschreibung der gebdudetechnischen Anlagen,

Angaben zu Qualitdtsmerkmalen, denn das Gebaude oder der Umbau gentigen muss,
gegebenenfalls Beschreibung der Sanitarobjekte, der Armaturen, der Elektroanlage, der In-
stallationen, der Informationstechnologie und der Au3enanlagen.

(2) 'Die Baubeschreibung hat verbindliche Angaben zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Werks zu
enthalten. 2Steht der Beginn der BaumalRnahme noch nicht fest, ist ihnre Dauer anzugeben.

g2 o = e O

§ 3 Widerrufsbelehrung

(1) "Steht dem Verbraucher ein Widerrufsrecht nach § 6501 Satz 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs zu,
ist der Unternehmer verpflichtet, den Verbraucher vor Abgabe von dessen Vertragserklarung in Text-
form Uber sein Widerrufsrecht zu belehren. Die Widerrufsbelehrung muss deutlich gestaltet sein und
dem Verbraucher seine wesentlichen Rechte in einer an das benutzte Kommunikationsmittel ange-
passten Weise deutlich machen. Sie muss Folgendes enthalten:
1. einen Hinweis auf das Recht zum Widerruf,
2. einen Hinweis darauf, dass der Widerruf durch Erklarung gegeniber dem Unternehmer erfolgt
und keiner Begriindung bedarf,
3. den Namen, die ladungsfahige Anschrift und die Telefonnummer desjenigen, gegeniber dem
der Widerruf zu erklaren ist, gegebenenfalls seine Telefaxnummer und E-Mail-Adresse,
4. einen Hinweis auf die Dauer und den Beginn der Widerrufsfrist sowie darauf, dass zur Frist-
wahrung die rechtzeitige Absendung der Widerrufserklarung gendgt, und
5. einen Hinweis darauf, dass der Verbraucher dem Unternehmer Wertersatz nach § 357d des
Birgerlichen Gesetzbuchs schuldet, wenn die Rickgewahr der bis zum Widerruf erbrachten
Leistung ihrer Natur nach ausgeschlossen ist.
(2) Der Unternehmer kann seine Belehrungspflicht dadurch erflllen, dass er dem Verbraucher das in
Anlage 10 vorgesehene Muster fur die Widerrufsbelehrung zutreffend ausgefiillt in Textform Gbermit-
telt.

Anlage 10, die die aus der Anlage zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung erhalt, wird angefigt.

Anlage 10 (zu Artikel 249 § 3): Muster fiir die Widerrufsbelehrung bei Verbraucherbauvertragen

Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht
Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Griinden diesen Vertrag zu widerrufen.

Die Widerrufsfrist betragt 14 Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Sie beginnt nicht zu laufen,
bevor Sie diese Belehrung in Textform erhalten haben.

Um lhr Widerrufsrecht auszuiiben, miissen Sie uns (*) mittels einer eindeutigen Erklarung (z.B. Brief,
Telefax oder E-Mail) Gber Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren.
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Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Erklarung Uber die Ausibung des Wider-
rufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.

Folgen des Widerrufs

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten ha-
ben, unverzuglich zuriickzuzahlen.

Sie mlssen uns im Falle des Widerrufs alle Leistungen zurlickgeben, die Sie bis zum Widerruf von
uns erhalten haben. Ist die Rickgewahr einer Leistung ihrer Natur nach ausgeschlossen, lassen sich
etwa verwendete Baumaterialien nicht ohne Zerstdrung entfernen, miissen Sie Wertersatz dafir be-
zahlen.

Gestaltungshinweis: * Fligen Sie Ihren Namen oder den Namen lhres Unternehmens, |hre Anschrift und lhre Telefonnummer
ein. Sofern verfligbar sind zusatzlich anzugeben: lhre Telefaxnummer und E-Mail-Adresse.

Anderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes

Funfter Titel — Landgerichte [Auszug]

§ 71

(1) Vor die Zivilkammern, einschliellich der Kammern fiir Handelssachen, gehdren alle birgerlichen
Rechtsstreitigkeiten, die nicht den Amtsgerichten zugewiesen sind.
(2) Die Landgerichte sind ohne Ricksicht auf den Wert des Streitgegenstandes ausschlie3lich zu-
standig
[...]
5. in Streitigkeiten
a) Uuber das Anordnungsrecht des Bestellers gemal § 650b des Birgerlichen Gesetz-
buchs,
b) Uber die Hohe des Vergitungsanspruchs infolge einer Anordnung des Bestellers (§
650c des Biurgerlichen Gesetzbuchs)
(3) Der Landesgesetzgebung bleibt tberlassen, Anspriiche gegen den Staat oder eine Korperschaft
des offentlichen Rechts wegen Verfiigungen der Verwaltungsbehdérden sowie Anspriiche wegen 6f-
fentlicher Abgaben ohne Riicksicht auf den Wert des Streitgegenstandes den Landgerichten aus-
schlieRlich zuzuweisen.
(4) 'Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung die Entscheidungen in Ver-
fahren nach Absatz 2 Nr. 4 Buchstabe a bis e und Nummer 5 einem Landgericht fiir die Bezirke meh-
rerer Landgerichte zu Ubertragen. ?In Verfahren nach Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a bis e darf die
Ubertragung nur erfolgen, wenn dies der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung dient. *Die
Landesregierungen kénnen die Ermachtigung auf die Landesjustizverwaltungen Ubertragen.

§72

(1) 'Die Zivilkammern, einschlieBlich der Kammern fiir Handelssachen und der in § 72a genannten
Kammern, sind die Berufungs- und Beschwerdegerichte in den vor den Amtsgerichten verhandelten
birgerlichen Rechtsstreitigkeiten, soweit nicht die Zustandigkeit der Oberlandesgerichte begriindet ist.
Die Landgerichte sind ferner die Beschwerdegerichte in Freiheitsentziehungssachen und in den von
den Betreuungsgerichten entschiedenen Sachen.

[.]
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§ 72a

'Bei den Landgerichten werden eine Zivilkkammer oder mehrere Zivilkammern fir folgende Sachgebie-
te gebildet:

1. Streitigkeiten aus Bank- und Finanzgeschaften,

2. Streitigkeiten aus Bau- und Architektenvertrdgen sowie aus Ingenieursvertragen, soweit sie im

Zusammenhang mit Bauleistungen stehen,

3. Streitigkeiten tber Anspriiche aus Heilbehandlungen und

4. Streitigkeiten aus Versicherungsvertragsverhaltnissen.
’Den Zivilkammern nach Satz 1 kénnen neben den Streitigkeiten aus den in Satz 1 Nummer 1 bis 4
genannten Sachgebieten auch Streitigkeiten nach den §§ 71 und 72 zugewiesen werden.

Achter Titel: Oberlandesgerichte [Auszug]
§ 119a

'Bei den Oberlandesgerichten werden ein Zivilsenat oder mehrere Zivilsenate fiir die folgenden Strei-
tigkeiten gebildet:

1. Streitigkeiten aus Bank- und Finanzgeschaften,

2. Streitigkeiten aus Bau- und Architektenvertragen sowie aus Ingenieursvertragen, soweit sie im

Zusammenhang mit Bauleistungen stehen,

3. Streitigkeiten Uber Anspriche aus Heilbehandlungen und

4. Streitigkeiten aus Versicherungsvertragsverhaltnissen.
Den Zivilsenaten nach Satz 1 kénnen neben den Streitigkeiten aus den in Satz 1 Nummer 1 bis 4
genannten Sachgebieten auch Streitigkeiten nach § 119 Absatz 1 zugewiesen werden.
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Kanzleiprofil

Kapellmann ist eine der fihrenden deutschen Kanzleien, hoch spezialisiert im Bau- und Im-
mobilienrecht. Darliber hinaus beraten wir groBe und mittelstandische Unternehmen in al-
len Fragen des Wirtschaftsrechts, beispielsweise bei Transaktionen und im Compliance-
Bereich. Von 6 deutschen Standorten sowie unserem EU-BUro in Brussel aus betreuen wir
Mandanten aller Branchen sowie den &ffentlichen Sektor.

Seit ihrer Grindung 1974 ist unsere Sozietat organisch auf rund 130 Anwaltinnen und An-
walte gewachsen. Trotz unserer GroBe verstehen wir uns als mittelstandische Sozietat, die
viel Wert auf die personliche Betreuung ihrer Mandanten durch feste Ansprechpartner legt.

,Die fihrende Kanzlei gehért im Privaten Baurecht seit Jahren zur Marktspitze.

v

Wettbewerber sprechen von Kapellmann als einer ,Institution im Baurecht’.
JUVE Handbuch 2016/17

Berlin - BrlUssel - Dusseldorf -  Frankfurt/Main - Hamburg - Moénchengladbach - Minchen


https://www.kapellmann.de

	Deckblatt_Neues_Bauvertragsrecht_Konsolidierte_Fassung
	Konsolidierte Fassung BGB Bauvertragsrecht
	Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs
	§ 218 Unwirksamkeit des Rücktritts
	§ 309 Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit
	§ 312 Anwendungsbereich
	§ 356e Widerrufsrecht bei Verbraucherbauverträgen
	§ 357d Rechtsfolgen des Widerrufs bei Verbraucherbauverträgen
	§ 439 Nacherfüllung
	§ 440 Besondere Bestimmungen für Rücktritt und Schadensersatz
	§ 445a Rückgriff des Verkäufers
	§ 445b Verjährung von Rückgriffsansprüchen
	§ 474 Begriff des Verbrauchsgüterkaufs; anwendbare Vorschriften
	§ 475 Anwendbare Vorschriften
	§ 478 Sonderbestimmungen für den Rückgriff des Unternehmers
	§ 479 Sonderbestimmungen für Garantien [entspricht § 477 a.F.]
	§ 632a Abschlagszahlungen
	§ 640 Abnahme
	§ 647a Sicherungshypothek des Inhabers einer Schiffswerft [entspricht § 648 Absatz 2 a.F.]
	§ 648a Kündigung aus wichtigem Grund
	§ 650a Bauvertrag
	§ 650b Änderung des Vertrags; Anordnungsrecht des Bestellers
	§ 650c Vergütungsanpassung bei Anordnungen nach § 650b Absatz 2
	§ 650d Einstweilige Verfügung
	§ 650e Sicherungshypothek des Bauunternehmers [entspricht § 648 a.F.]
	§ 650f Bauhandwerkersicherung [entspricht § 648a a.F.]
	§ 650g Zustandsfeststellung bei Verweigerung der Abnahme, Schlussrechnung
	§ 650h Schriftform der Kündigung
	§ 650i Verbraucherbauvertrag
	§ 650j Baubeschreibung
	§ 650k Inhalt des Vertrages
	§ 650l Widerrufsrecht
	§ 650m Abschlagszahlungen; Absicherung des Vergütungsanspruchs
	§ 650n Erstellung und Herausgabe von Unterlagen
	§ 650o Abweichende Vereinbarungen
	§ 650p Vertragstypische Pflichten aus Architekten- und Ingenieurverträgen
	§ 650q Anwendbare Vorschriften
	§ 650r Sonderkündigungsrecht
	§ 650s Teilabnahme
	§ 650t Gesamtschuldnerische Haftung mit dem bauausführenden Unternehmer
	§ 650u Bauträgervertrag; anwendbare Vorschriften
	§ 650v Abschlagszahlungen

	Änderungen des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
	Art 229 Weitere Überleitungsvorschriften
	Art 244 Abschlagszahlungen beim Hausbau
	Art. 249 Informationspflichten bei Verbraucherbauverträgen

	Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes
	§ 71
	§ 72
	§ 72a
	§ 119a


	Rückblatt_Neues_Bauvertragsrecht_Konsolidierte_Fassung

